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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

1. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Lenzer rung, die Tätigkeit der sogenannten Baulöwen 

(CDU/CSU) besser zu überwachen, die ohne ausreichendes 

Eigenkapital mit Hilfe von Steuererleichterun- 
gen finanziell nicht ausreichend abgesicherte 
Projekte erstellen, und wie beurteilt sie eine 
Änderung des § 61 der Konkursordnung der- 
gestalt, daß Forderungen aus Löhnen und Ge- 
hältern von Mitarbeitern eines Unternehmens 
erstrangig abgesichert werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 

2. Abgeordneter Treffen die in einer Illustrierten geäußerten 
Dr. Geßner Befürchtungen zu, 1975 würden nur noch 

(SPD) 100 000 Wohnungen im sozialen Wohnungs- 

bau gebaut? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 

Was veranlaßt die Bundesregierung, nach den 
depremierenden Aussagen des Chefideologen 
der DDR, Hager, daß es zwischen der DDR und 
der Bundesrepublik Deutschland nicht einmal 
kulturelle Gemeinsamkeiten gäbe und eine ein- 
heitliche deutsche Kultur ebensowenig existie- 
re wie eine deutsche Kulturnation, trotzdem 
zu behaupten, daß es nach Aufnahme beider 
Staaten in die UNO ein Nebeneinander gäbe 
und sogar in vielen Fragen ein Miteinander? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

4. Abgeordneter In welcher Weise gedenkt die Bundesregie- 
Immer rung, der Tatsache Rechnung zu tragen, daß 

(SPD) die Bewilligungsrichtlinien des Ausbildungs- 

förderungsgesetzes dann soziale Härten ver- 
ursachen, wenn beim Todesfall der Mutter des 
Förderungsberechtigten der bisher anrech- 
nungsfähige Freibetrag entfällt, obwohl die 
Ausgaben für die weitere Versorgung der 
Familie erheblich anst eigen und im Einzelfall 
erheblich über den Freibetrag hinausgehen 
können? 


5. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

. (CDU/CSU) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


5. Abgeordneter 
Gewandt 
(CDU/CSU) 


Sind Pressemeldungen zutreffend, denen zu- 
folge Bundeskanzler Brandt neben den im Jahr 
1973 an Jugoslawien gezahlten 300 Millionen 
DM Kapitalhilfe weitere Kapitalhilfe-Zusagen 
in Höhe von 700 Millionen DM gemacht und 
im Bundeskabinett darum gebeten haben soll, 
den Betrag von 700 Millionen DM bereits im 
Herbst bei den Haushaltsberatungen für 1974 
zu berücksichtigen? 


6. Abgeordneter 
Gewandt 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Konditio- 
nen (Zinssatz, Laufzeit, Tilgungsmodalitäten) 
ihrer Kapitalhilfe für Jugoslawien offenzu- 
legen und Pressemeldungen zu bestätigen, de- 
nen zufolge die Bundesregierung die Frage 
prüft, ob und in welchem Umfang künftig 
Zinssubventionen für Ostkredite aus Steuer- 
geldern gewährt werden sollen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


7. Abgeordneter 
Augstein 
(SPD) 


8. Abgeordneter 
Hansen 
(SPD) 

9. Abgeordneter 
Hansen 
(SPD) 


10. Abgeordneter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß auf Grund von § 18 Abs. 4 des Bun- 
desbesoldungsgesetzes bei einem Abiturien- 
ten, der sich als Zeitsoldat z. B. zwei oder 
drei Jahre verpflichtet, nur der Grundwehr- 
dienst von 15 Monaten für die Gewährung von 
Kindergeld nach dem 27. Lebensjahr angerech- 
net wird, und wie gedenkt die Bundesregie- 
rung dem entgegenzuwirken, daß derjenige 
Beamte besser gestellt ist, dessen Sohn zwei 
oder drei Jahre zu Hause auf den Studienplatz 
wartet, als derjenige Beamte, dessen Sohn 
die Zeit als Zeitsoldat bei der Bundeswehr 
überbrückt? 

Wie groß ist die Zahl der noch nicht entschie- 
denen Asylanträge? 


Hält die Bundesregierung eine personelle Ver- 
stärkung des Bundesamtes für die Anerken- 
nung ausländischer Flüchtlinge für erforderlich, 
um die Rückstände möglichst bald aufarbeiten 
zu können? 

Teilt die Bundesregierung alle im Tenor und 
in den Gründen des Urteils des Zweiten Senats 
des Oberverwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz 
in Koblenz über die Verfassungsfeindlichkeit 
der DKP niedergelegten Auffassungen des Ge- 
richts, insbesondere über die Bedeutung und 
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11. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


12. Abgeordneter 
Gierenstein 
(CDU/CSU) 


13. Abgeordneter 
Blumenleld 

(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 
Blumenleid 
(CDU/CSU) 


15. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


16. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


Verpflichtung einer Mitgliedschaft in der DKP 
und über die in aller Regel unzulässige Ein- 
stellung von DKP-Mitgliedern als Beamte in 
den öffentlichen Dienst oder ist die Bundes- 
regierung — in welchem Umfang und aus 
welchen Gründen — anderer Ansicht als das 
Gericht? 


Aus welchen Gründen unterläßt es die Bundes- 
regierung, die DKP als Ersatzorganisation der 
verbotenen KPD durch den Bundesinnenmini- 
ster aufzulösen, ihr Verbot als selbständige 
Partei beim Bundesverfassungsgericht zu bean- 
tragen und das Verbot der Einstellung von 
DKP-Mitgliedern in den öffentlichen Dienst des 
Bundes zu beschließen? 


Treffen Pressemeldungen zu, der kommunisti- 
sche türkische Staatsangehörige Baha Targyn, 
der bei den Ford- Werken in Köln zu den Ein- 
peitschern gegen zur Arbeitsaufnahme bereite 
Beschäftigte gehörte, habe überhaupt keine 
Arbeitserlaubnis und nur eine bis. zum 5. Sep- 
tember 1973 befristete Aufenthaltserlaubnis, 
und wird er — bejahendenfalls — sich nach 
Ablauf des 5, September 1973 noch innerhalb 
des Bundesgebietes befinden? 


Trifft es zu, daß über 60 Palästinenser illegal 
über Ost-Berlin in die Bundesrepublik Deutsch- 
land eingereist sind und sich in Offenbach 
(Hessen) aufhalten und um Asyl nachgesucht 
haben, da sie wegen ihrer El-Fatah-Zugehörig- 
keit in Jordanien angeblich verfolgt würden? 


Wird die Bundesregierung angesichts ihrer 
öffentlichen Erklärungen vor einem Jahr im 
Zusammenhang mit dem Attentat während 
der Olympischen Spiele diese Mitglieder einer 
Terroristenorganisation umgehend abschieben, 
tunlichst über den selben Weg wie diese Palä- 
stinenser illegal eingereist sind? 


Wann kann damit gerechnet werden, daß für 
die militärischen Flugzeugprüfer die gleiche 
Zulage von 120 DM gewährt wird, wie sie den 
zivilen Flugzeugprüfern im Angestelltenver- 
hältnis seit nunmehr dem 1. April 1971 gezahlt 
wird? 


Ist es möglich, die militärischen Flugzeugprü- 
fer nach A 9 einzuweisen, zumal vergleichs- 
weise zivile Flugzeugprüfer nach BAT V b ein- 
gewiesen worden sind? 


4 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/990 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


17. Abgeordnete 

Frau Däubler- 
Gmelin 

(SPD) 


18. Abgeordneter 
Christ 
(FDP) 


19. Abgeordneter 

G erster 


(CDU/CSU) 


20. Abgeordneter 
Reiser 


(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob der Tarif- 
vertrag vom 31. August 1971 zur sozialen Si- 
cherung der Arbeitnehmer bei den Stationie- 
rungsstreitkräften im Gebiet der Bundesrepu- 
blik Deutschland nicht anzuwenden ist auf Ent- 
lassungen, die aus Gründen der von der je- 
weiligen ausländischen Streitmacht selbst zu 
definierenden militärisch bedingten Umorga- 
nisierung erfolgen, obwohl im übrigen die 
Voraussetzungen hinsichtlich Alter, Beschäfti- 
gungsdauer und Schutzbedürftigkeit der ein- 
zelnen Arbeitnehmer vorliegen, und welche 
Möglichkeit sieht die Bundesregierung, zur 
Ausfüllung dieser Lücke den Abschluß eines 
Rationalisierungsschutztarifvertrages anzure- 
gen und zu unterstützen, wie er im Bereich 
der Industriegewerkschaft Metall und im Be- 
reich des öffentlichen Dienstes bereits besteht? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, für die Zukunft zu verhindern, daß ein- 
zelne Bundesministerien Zuschüsse an Kom- 
munen, entgegen den vertraglichen Vereinba- 
rungen, mit zeitlicher Verspätung leisten, was 
zu erheblichen Zinsverlusten bei der Beschaf- 
fung von Zwischenkrediten führt? 

Hält die Bundesregierung den Geheimfonds 
des Bundeskanzlers, der nicht der Kontrolle 
des Bundestags und des Haushaltsausschusses 
unterliegt, mit ihren wiederholten Verspre- 
chungen, mehr Transparenz und Demokratie 
zu wahren, für vereinbar, und teilt sie meine 
Auffassung, daß diese Zusagen nur eine Strei- 
chung oder Offenlegung dieses Fonds zulas- 
sen? 

Aufgrund welcher Rechtslage kann deutscher 
Polizei und deutschen Rettungsdiensten Hilfe- 
leistung im Bereich amerikanischer Militäran- 
lagen auf dem Boden der Bundesrepublik 
Deutschland verwehrt werden, wenn durch 
einen Unglücksfall Menschenleben in Gefahr 
und Bürger der Bundesrepublik Deutschland 
betroffen sind und amerikanische Sicherheits- 
organe (Militärpolizei) nicht rechtzeitig reagie- 
ren, wie dies bei einem Vorfall am 17. August 
.1973 im US-Munitionsdepot bei Langen/Hes- 
sen versucht worden ist? 


21. Abgeordneter 
Dr. Abelein 
(CDU/CSU) 


Welche Schritte wird die Bundesregierung 
unternehmen, um Eingriffe in die Vermögens- 
substanz des einzelnen zu vermeiden, die bei 
der Besteuerung der Einkünfte aus Zinsen und 
Dividenden in Verbindung mit der derzeiti- 
gen Inflationsrate Vorkommen? 
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22. Abgeordneter 

Dr. Abelein 


(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die Besteuerung von 
Zinseinkünften bei Zugrundelegen der augen- 
blicklichen Infiationsrate für verfassungskon- 
form? 


23. Abgeordneter Wie erklärt die Bundesregierung, daß der 
Berger Herr Parlamentarische Staatssekretär beim 

(CDU/CSU) Bundesministerium der Finanzen, Hermsdorf, 

in einem Brief an den Deutschen Soldatenbund 
Kyffhäuser — Verband Deutscher Soldaten — 
vom 8. August 1973 schreibt: „Wie Ihnen be- 
kannt ist, werden di e mit der Abschlußgesetz- 
gebung zum G 131 zusammenhängenden Pro- 
bleme zur Zeit im Innenausschuß des Deut- 
schen Bundestags eingehend beraten", obwohl 
der Ausschuß mit der Beratung noch nicht 
begonnen hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


24. Abgeordneter 

Dr. Sdimitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, den Entwurf 
der neuen Verdingungsordnung für Baulei- 
stungen (VOB) unter kartellrechtlichen Ge- 
sichtspunkten vom Bundeskartellamt überprü- 
fen zu lassen? 


25. Abgeordneter 
Dr. Fuchs 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die der- 
zeitige konjunkturelle Entwicklung in den 
wirtschafts, schwachen Räumen, insbesondere 
im Zonenrandgebiet, vor allem auch in Hin- 
sicht auf die Auswirkungen im Hoch- und 
Tiefbau? 


26. Abgeordneter Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
Dr. Fuchs regierung zu ergreifen, um zu verhindern, daß 

(CDU/CSU) in diesen Gebieten ein Konjunkturrückschlag 

erfolgt, der früher und tiefgreifender als in 
anderen Regionen auftritt und ein erhebliches 
Ansteigen der Arbeitslosenzahlen mit sich 
bringt? 


27. Abgeordneter 

Jaunich 


(SPD) 


Fördert bzw. unterstützt die Bundesregie- 
rung derzeit Forschungsvorhaben zu Gebirgs- 
schlagverhütung im Kohlenbergbau unter 
Tage, und wenn ja, in welchem Umfang? 


28. Abgeordneter 

Jaunich 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, weitere Maß- 
nahmen zu ergreifen, die dem Ziel dienen, 
die von Gebirgsschlägen ausgehenden Gefah- 
ren für Bergbauangehörige unter Tage zu 
verhindern? 
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29. Abgeordneter 

Höcherl 

(CDU/CSU) 


Zieht die Bundesregierung ernsthaft in Erwä- 
gung, „das Anlagegeschäft mit den Comecon- 
L ändern schon bald durch staatliche langfristi- 
ge Kredithilfen auszubauen 11 , d. h. Exportlie- 
ferungen an die Staaten des Ostblocks durch 
langfristige Bundeskredite oder durch Zins- 
verbilligungen zu Lasten des deutschen Steu- 
erzahlers zu subventionieren, wie der außen- 
politische Sprecher der SPD bei seinem Be- 
such in Polen angekündigt hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


30. Abgeordneter 

Dr. Ritz 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß der 
im Jahr 1973 gegen alle Erwartungen um 
110 Millionen DM auf 590 Millionen DM re- 
duzierte Aufwertungsausgleich (Direktaus- 
gleich) für die deutsche Landwirtschaft aus- 
reichen wird, um die entstandenen Verluste 
im Jahr 1973 auszugleichen? 


31. Abgeordneter 
Dr. Ritz 
(CDU/CSU) 


Wie gedenkt die Bundesregierung ab 1974 die 
aus der Aufwertung der Deutschen Mark im 
Jahre 1969 der deutschen Landwirtschaft ent- 
standenen Verluste auszugleichen, nachdem 
das Bundesministerium für Finanzen erklärt 
hat, daß es sich bei den Ausgleichszahlungen 
um „in 1973 auslaufende Zahlungen für Fol- 
gen der D-Mark-Aufwertung vom 27. Oktober 
1969" handele? 


32. Abgeordneter 

Löffler 


(SPD) 


Welche Schritte hat die Bundesregierung bis- 
her unternommen, um die noch in diesem 
Jahr anstehende Beratung und Beschlußfas.- 
sung über den Aufwertungsausgleich für die 
deutsche Landwirtschaft bei den Gremien der 
EG politisch und sachlich vorzubereiten? 


33. Abgeordneter Welche Stellungnahme nimmt die Bundesre- 
Löffler gierung zum Aufwertungsausgleich ein, und 

(SPD) auf welche Daten bezieht sie sich dabei? 


34. Abgeordneter 

Dr. Sdimitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Ist es richtig, daß zu Beratungen über gesetz- 
liche Maßnahmen auf dem Gebiet der Land- 
wirtschaft, der Fischerei und des Jagd- und 
Forstwesens die entsprechenden Interessen- 
verbände, nicht aber Ökologen, die auf einen 
gesunden Naturhaushalt achten, gehört wer- 
den? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

Wieviel Rehabilitationsstätten sind nach Ver- 
kündung des Aktionsprogramms zur Rehabili- 
tation Behinderter geschaffen worden bzw. im 
Bau? 

Gibt es statistische Angaben über die Sterb- 
lichkeit berufstätiger Männer, berufstätiger 
Frauen sowie nicht berufstätige Frauen, und 
worauf sind etwaige Unterschiede zurückzu- 
führen? 

37. Abgeordnete Liegen der Bundesregierung solche Angaben 

Frau Eilers getrennt nach Angestellten- und Arbeiterren- 

(Bielefeld) tenver Sicherung vor? 

(SPD) 

38. Abgeordneter Welche gesetzlichen Regelungen gedenkt die 

Immer Bundesregierung einzuführen, um Härtefälle 

(SPD) auszuschalten, die bei der Anrechnung des 

Altersgeldes für Landwirte auf die Versor- 
gungsrentenbezüge — * insbesondere bei Klein- 
renten - — entstehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


39. Abgeordneter Trifft es zu, daß zum Herbst dieses Jahres im 
Dr. Schwencke Bundesministerium der Verteidigung eine 
(SPD) „Studie" erarbeitet wird, die auch unter Be- 

rücksichtigung sozialer und struktureller Ge- 
gebenheiten von Materialienbedarf und die 
Produktions Stätten von Materialien für die 
Bundeswehr im Zusammenhang beurteilt und 
die quantitativen Erfordernisse auswertet, und 
wenn ja, wie ist der Stand der Erhebung, wel- 
che Ergebnisse liegen vor und welche Kon- 
sequenzen gedenkt die Bundesregierung zu 
ziehen? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
nichtgeheime Forschungsergebnisse der wehr- 
technischen Erprobungsstellen künftig dem 
zivilen Bereich zugänglich zu machen, um auf 
diese Weise einen Teil der beträchtlichen 
Entwicklungskosten zurückzuerhalten? 

41. Abgeordneter Hat das Bundesverteidigungsministerium das 

Walther bei dem Bundeswehrmanöver am 6. September 

(SPD) 1973 im hessisch-niedersächsischen Grenzge- 

biet an der Oberweser eingesetzte chemische 
Vernebelungsmittel vorher auf seine Gesund- 
heitsverträglichkeit geprüft und mit welchem 
Ergebnis? 



36. Abgeordnete 

Frau Eilers 
(Bielefeld) 
(SPD) 


35. Abgeordneter 

Glombig 

(SPD) 
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42. Abgeordneter Wer trägt die Verantwortung für die Nebel- 
Walther aktion im Rahmen dieses Manövers, und wie 

(SPD) will das Bundesverteidigungsministerium die 

Gesundheit sgefährdungen der Bevölkerung 
durch Manöver der Bundeswehr ähnlich den- 
jenigen, die anläßlich des Manövers vom 
6. September 1973 entstanden, verhindern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

43. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die von 
Engelsberger dem Sportmediziner Prof. Dr, Kock (Universi- 
(CDU/CSU) tät Hamburg) ins Leben gerufene Aktion „Ak- 

tiver Sporturlaub", die die Aufstellung einer 
Gesundheitsdiagnose und Bewegungstherapie 
beinhaltet, und ist die Bundesregierung gege- 
benenfalls bereit, diese Aktion aus Bundes- 
mitteln zu fördern? 


44. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, darauf hin- 
zuwirken, daß die Kosten für die Untersuchun- 
gen und die Therapie im Rahmen der Aktion 
„Aktiver Sporturlaub" von den Krankenkas- 
sen getragen werden? 


45. Abgeordnete 
Frau Schleicher 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung prüfen, ob die 
scheinbar erfolgreichen japanischen Vorkeh- 
rungen methodischer und organisatorischer 
Art zur Früherkennung des Magenkrebses An- 
regungen für die Gesundheitsvorsorgie in 
Deutschland bieten, und welche Erkenntnisse 
liegen gegebenenfalls bereits vor? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


46. Abgeordneter 

Baier 


(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 
Baier 

(CDU/CSU) 


48. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


Welche Gründe haben dazu geführt, daß die 
bei der Deutschen Bundesbahn eingeführten 
Fahrten für Rentner zum halben Fahrpreis im 
Jahre 1973 nicht mehr durchgeführt werden? 

Ist dem Bundesminister für Verkehr bekannt, 
daß sich gerade die Aktionen „Rosa Zeiten" 
und „Seniorenreisen" einer großen Beliebt- 
heit bei den Rentnern und Rentnerinnen er- 
freute und die Einstellung dieser Aktionen 
kritisiert wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
DDR-Behörden auf den Zufahrtswegen von 
und nach Berlin entgegen dem Vier-Mächte- 
Abkommen Kraftfahrzeug-Sonderkontrollen in 
geschlossenen Hallen durchführen, und was 
hat die Bundesregierung gegebenenfalls da- 
gegen unternommen? 
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49. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Dr. Riedl DDR-Behörden auf den Zufahrtswegen von und 

(München) nach Berlin die üblichen Verkehrskontrollen 

(CDU/CSU) äußerst intensiv durchführen mit dem Ziele, 

die Kraftfahrzeuge nach etwiaigen Fluchthel- 
fern zu überprüfen, und wenn ja, in welcher 
Weise ist die Bundesregierung bei den DDR- 
Behörden gegen . solche Praktiken vorstellig 
geworden? 


In welcher Weise hat die Bundesregierung 
auf die Resolution zur Fahrschulausbildung 
und Fahrprüfung reagiert, die die Deutsche 
Verkehrswacht auf ihrer diesjährigen Haupt- 
versammlung am 15. Juni 1973 verabschiedet 
hat, und welche Konsequenzen gedenkt die 
Bundesregierung aus dieser Resolution zu 
ziehen? 


51. Abgeordneter Auf welche Gesamtsumme schätzt die Bundes- 
Nordlohne regierung den volkswirtschaftlichen Verlust 

(CDU/CSU) in der Bundesrepublik Deutschland durch den 

nunmehr bereits über drei Monate andauern- 
den Streik der Fluglotsen? 


52. Abgeordneter Wie hoch ist der unter Einbeziehung der in 
Nordlohne den letzten Wochen ausgefallenen Linien- und 

(CDU/CSU) Charterflüge durch den Fluglotsenstreik der 

Deutschen Lufthansa entstandene Verlust, der 
durch den Bund als Hauptaktionär dieses Un- 
ternehmens aus Steuermitteln wieder aufzu- 
bringen ist? 


53. Abgeordnete Auf welche Weise wird die Bundesregierung 
Frau Schleicher in ihrem Verhalten gegenüber den Dienst- 
(CDU/CSU) Pflichtverletzungen der Fluglotsen die gesund- 

heitlichen Folgen für die zum Warten gezwun- 
genen Urlaubs- und Geschäftsreisenden be- 
rücksichtigen, vor denen der Verband der 
Ärzte Deutschlands gewarnt hat, und welche 
Folgerungen zieht die Bundesregierung aus 
der Erkenntnis, daß die Woche um Woche 
andauernden Ungewißheiten die Reisenden in 
nicht mehr zumutbarer Weise belasten? 


54. Abgeordneter Welche Folgerungen gedenkt die Bundesregie- 
Dr. Kunz rung zu ziehen aus dem Urteil des Bundes ver- 
meiden) fassungsgerichtes zum Grundvertrag im Hin- 

(CDU/CSU) blick auf die vom Bundesverkehrsminister 

angeordnete neue Regelung über die Wege- 
weisung im Zonenrandgebiet, nach denen die 
Hinweisschilder „ Zonenrandgebiet " und auch 
die Hinweisschilder auf die in der DDR lie- 
genden Zielorte abmontiert werden sollen? 


50. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Oetting 

(SPD) 
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55. Abgeordneter 
Schedl 
(CDU/CSU) 


Welche Folgerungen gedenkt die Bundesre- 
gierung aus dem Urteil des Bundesverfas- 
sungsgerichtes zum Grund vertrag im Hinblick 
auf die notwendig gewordene neue Regelung 
über die Wegeweisung im Zonenrandgebiet 
zu ziehen, nachdem die Hinweisschilder „Zo- 
randgebiet" und auch die Hinweisschilder auf 
die in der „DDR" liegenden Zielorte auf Wei- 
sung des Bundesministers für Verkehr abmon- 
tiert werden sollen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


56. Abgeordnete 

Frau Funcke 


(FDP) 


57. Abgeordnete 
Frau Funcke 
(FDP) 


58. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Oetting 
(SPD) 


59. Abgeordneter 

Dr. Geßner 


(SPD) 


60. Abgeordneter 

Dr. Klein 

(Stolberg) 

(CDU/CSU) 


Welche Gründe sind dafür maßgeblich, daß 
nach Nr. 2,8 der Wohnungsfürsorgerichtlinien 
der Deutschen Bundespost weibliche verheira- 
tete Pos.tbedienstete als Wohnungsbewerber 
nur anzuerkennen sind, „wenn sie nicht nur 
vorübergehend sondern für einen Zeitraum 
von mehreren Jahren die finanzielle Hauptlast 
der Familie zu tragen haben und mit ihrem 
langjährigen Verbleiben im Postdienst zu rech- 
nen ist", für männliche Bedienstete aber eine 
solche Einschränkung fehlt? 

Hält die Bundesregierung eine solche unter- 
schiedliche Behandlung männlicher und weib- 
licher Bediensteter für vertretbar, und wie ist 
vorauszusehen, ob eine Frau länger oder kür- 
zer die finanzielle Hauptlast der Familie trägt? 

Hält es die Bundesregierung nicht auch für 
notwendig, daß baldmöglichst eine internatio- 
nale Vereinbarung über das künftige System 
des Verkehrsrundfunks abgeschlossen wird, 
da nur so verhindert werden kann, daß sich 
deutsche Kraftfahrer für ihr Autoradio ein 
sogenanntes Decoder-Zusatzgerät kaufen, wel- 
ches unter Umständen schon bald nicht mehr 
verwendet werden kann? 

Ist die Bundesregierung bereit, Maßnahmen 
zu ergreifen, durch die sichergestellt wird, 
daß die Hersteller von Rundfunk- und Fern- 
sehgeräten veranlaßt werden, die Empfangs- 
geräte so zu konstruieren, daß Störungen 
durch Amateursender vermieden werden? 

Welche „neue Lage" für den Fortbestand des 
Postreisedienstes ist durch die Erörterung der 
finanziellen Gesamtsituation der Deutschen 
Bundespost im Kabinett entstanden gegenüber 
der Zusage des Bundesministers Prof. Dr. Ehm- 
ke vom 30. April 1973, den Postreisedienst 
trotz des Defizits in diesem Bereich zu erhal- 
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ten r und insbesondere liegen bereits Ergeb- 
nisse der kürzlich eingesetzten Arbeitsgruppe 
vor, die auf der Grundlage unter anderem des 
„Münchener Modells" Lösungsvorschläge für 
<len Postr eise dienst erarbeiten soll? 


61. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Stolberg) 
(CDU/CSU) 


Falls die Bundesregierung die Lösung in einer 
Einstellung des Postreisedienstes sieht: Wie 
stellt sich die Bundesregierung künftig die 
Flächenbedienung im Personennahverkehr vor, 
und insbesondere wie gedenkt sie, früheren 
Zusagen nachzukommen, mit Nachdruck zu 
verhindern, daß die geplanten Maßnahmen zu 
Lasten der rund 7000 Beschäftigten im Post- 
reisedienst gehen, die seit Anfang der sech- 
ziger Jahre laufend Ration alisi erungsmaßnah- 
men in Kauf nahmen, um so ihre Arbeitsplätze 
zu erhalten? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


62. Abgeordneter 

Dr. Sdunude 


(SPD) 


63. Abgeordneter 

Dr. Sdunude 


(SPD) 


64. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Hermann 

(CDU/CSU) 

65. Abgeordneter 
Dr. Müller- 
Hermann 

(CDU/CSU) 


66. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, nach denen un- 
abhängig voneinander die Strafverfolgungsbe- 
hörden in Bonn und Koblenz Ermittlungsver- 
fahren wegen umfangreicher illegaler Waffen- 
geschäfte eingeleitet haben, die Ende der 60er 
Jahre unter Beteiligung von Angehörigen oder 
ehemaligen Angehörigen des Bundesnachrich- 
tendienstes getätigt worden sein sollen? 

Ist die Bundesregierung bereit, durch die Er- 
teilung von Aussagegenehmigungen für die 
früher oder jetzt noch für den Bundesnach- 
richtendienst tätigen Personen und gegebenen- 
falls auf andere Weise die Verfahren zu unter- 
stützen und zu beschleunigen? 

Wie lange will der Bundeskanzler angesichts 
des seit über drei Monaten anhaltenden Flug- 
lotsenstreiks noch seinen Verkehrsminister im 
Amt halten? 

Teilt der Bundeskanzler die Auffassung seines 
Verkehrsministers, der Flugverkehr in der 
Bundesrepublik Deutschland verlaufe im we- 
sentlichen normal, obwohl täglich oa. 150 Flüge 
ausfallen und allein der Lufthansa monatlich 
ein finanzieller Verlust von 50 Millionen DM 
entsteht? 

Wie hoch belaufen sich die Kasten der Anzei- 
gen, die in diesen Tagen in den deutschen Zei- 
tungen die Taten der Bundesregierung anprei- 
sen, und können nach den Sparappellen der 
Bundesregierung diese hohen Ausgaben als 
konjunkturgerecht und stabilitätsbewußt be- 
zeichnet werden? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


67. Abgeordneter Welche politischen Konsequenzen für die Ent- . 
Dr. Slotta Spannungspolitik in Europa hätte nach Auf- 

(SPD) fassung der Bundesregierung der von dem 

Abgeordneten Alfred Seidl in der „CSU-Cor- 
respondenz" gemachte Vorschlag, die Unions- 
parteien sollten über das Verifikationsabkom- 
men den Vertrag über die Nichtverbreitung 
von Kernwaffen (NV- Vertrag) vom 1. Juli 1968 
zu Fall bringen, die Eurogroup der NATO 
müsse eine europäische nukleare Streitmacht 
mit ausreichender Abschreckungskapazität 
werden, „an der natürlich auch die Bundes- 
wehr angemessen beteiligt werden muß", lind 
sollten sich die Staaten Westeuropas darauf 
nicht einigen können, sei jede Bundesregie- 
rung gezwungen, „ihrerseits die Ausrüstung 
der Bundeswehr mit Kernwaffen in Erwägung 
zu ziehen"? 

Trifft es zu, daß deutsche Firmen wenige Mo- 
nate vor dem Putsch in Bolivien am 21. Au- 
gust 1971 Waffen und militärische Ausrüstung, 
unter anderem ausgemustertes Waffenmaterial 
der Bundeswehr, an den jetzigen Diktator Ban- 
zer geliefert haben, und wie beabsichtigt die 
Bundesregierung, in Zukunft solche Waffen- 
lieferungen zu unterbinden? 

69. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Schröder die Politik Portugals „schon mehr als einmal 

(Lüneburg) die Interessen der deutschen Politik geschä- 

(CDU/CSU) digt hat", und wenn ja, welche konkreten Fälle 

sind hier gemeint? 

70. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung angesichts 

Möllemann der zahlreichen Berichte über portugiesische 

(FDP) Massaker in Afrika, den NATO-Partner Portu- 

gal zur Aufgabe seiner Kolonialpolitik zu be- 
wegen? 

Erwägt die Bundesregierung für den Fall, daß 
Portugal seine Kolonialpolitik weiter fortführt, 
wirksame Konsequenzen wie z. B, eine völlige 
Einstellung aller Waffenlieferungen an Portu- 
gal oder — ähnlich den Kirchen in der Bun- 
desrepublik Deutschland — eine materielle 
Unterstützung der Befreiungsbewegung „Fre- 
limo 11 ? 

72. Abgeordneter Welche Konsequenzen haben die Beschlüsse 
Dr. Schulze- der SPD, die eine Unterstützung der Frelimo- 

Vorberg Bewegung fordert, insbesondere für die Aus- 

(CDU/CSU) sen-, Bündnis- und Sicherheitspolitik der Bun- 

desregierung? 



68. Abgeordneter 

Schinzel 

(SPD) 
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73. Abgeordneter 
Baron 

von Wrangel 
(CDU/CSU) 


74. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 
(CDU/CSU) 


75. Abgeordneter 
Höcherl 
(CDU/CSU) 


76. Abgeordneter 

Rollmann 

(CDU/CSU) 


77. Abgeordneter 

Gierenstein 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung, insbesondere der 
Herr Bundeskanzler, für die Ziele der Frelimo- 
bewegung in Mocambique eintreten und sie 
in politischen und humanitären Fragen voll 
unterstützen, wie kürzlich die außenpolitische 
Kommission der SPD gefordert hat? 


Hat der Herr Bundeskanzler den Bundesaus- 
senminister und das Auswärtige Amt von die- 
sen Gesprächen vorher und nachher voll in- 
formiert? 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 28. August 1973 zu, die An- 
kündigung des Gesprächspartners der afrika- 
nischen Terrororganisation Frelimo, er werde 
in der Bundesregierung Einfluß darauf neh- 
men, daß diese Organisation international 
anerkannt werde, sei als „die beste Nachricht, 
die in den vergangenen Jahren aus Westeuro- 
pa gekommen ist", bezeichnet worden, und 
findet darin ein politischer Kurs der Bundes- 
regierung seinen Niederschlag, der sich von 
der Linie unterscheidet, die von den übrigen 
Staaten des freien Europa, insbesondere von 
den Mitgliedstaaten des Nordatlantischen 
Bündnisses und der Europäischen Gemein- 
schaft, verfolgt wird? 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob in der 
Tschechoslowakei Bürger der CSSR gefangen 
gehalten werden, weil sie sich unter anderem 
öffentlich für eine Verbesserung der Beziehun- 
gen ihres Landes zur Bundesrepublik Deutsch- 
land ausgesprochen hatten, und wenn ja, hat 
die Bundesregierung bei den Verhandlungen 
mit der Tschechoslowakei um eine Normali- 
sierung der Beziehungen zwischen beiden 
Staaten die Forderung nach Freilassung dieses 
Personenkreises erhoben bzw. aus welchen 
Gründen wurden entsprechende Forderungen 
nicht gestellt? 


Teilt die Bundesregierung die in der Frankfur- 
ter Allgemeinen Zeitung vom 1. September 
1973 zur Verfolgung der Bürgerrechtler in der 
Sowjetunion vertretene Auffassung: „Die 
westlichen Staaten aber lassen Breschnew in 
dem Glauben, die Zustände in seinem Reich 
seien ihnen gleichgültig", und was hat sie 
— verneinendenfalls — unternommen bzw. 
was wird sie unternehmen, um zu verhindern, 
daß der Eindruck entsteht, der Bundesregie- 
rung bzw. ihren Mitgliedern sei die Verfol- 
gung der Bürgerrechtler in der Sowjetunion 
gleichgültig? 
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78. Abgeordneter 

Dr. Schwencke 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung ih- 
res Botschafters in Moskau, dem Schriftsteller 
Günter Grass zu empfehlen, auf seine geplante 
Vortragsreise in die UdSSR vorerst zu ver- 
zichten? 


79. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 

(CDU/CSU) 


Hat der deutsche Botschafter in Moskau auf 
Weisung oder mit Billigung der Bundesregie- 
rung einen deutschen Schriftsteller vom Besuch 
der Sowjetunion abgehalten, da er dessen Ein- 
treten für die sowjetischen Bürgerrechtler be- 
fürchtete, und welche Gründe waren für die 
Haltung des Botschafters und der Bundesre- 
gierung maßgebend? 


80. Abgeordneter 

Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Welches, sind die näheren Umstände, die zu 
einer Ausladung des Schriftstellers Günter 
Grass durch den deutschen Botschafter in Mos- 
kau geführt haben? 


81. Abgeordneter 

Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Sind der Entscheidung des deutschen Botschaf- 
ters Interventionen der Sowjetischen Regie- 
rung vorausgegangen, und billigt die Bundes- 
regierung die Entscheidung? 


82. Abgeordneter 

Dr. Mertes 
(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung Bedeutung und Her- 
kunft des abschätzigen französischen Aus- 
drucks „querelies allemandes" („querelle &' 
Allemands", „querelle d'Allemagne") bekannt, 
wie sie beispielsweise im Wörterbuch „Grand 
Robert“ wieder gegeben sind: 
„Deutschzänkerein = üble Streiterei um nichts 
oder um einen unbedeutenden Gegenstand. 
Herkunft: 

— Der Ruf der Deutschen, nach dem Trunk 
zänkisch zu werden. 

— Die ständigen Streitigkeiten unter den klein 
deutschen Fürsten", 

und teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß der Ausdruck „querelies allemandes" Rang 
und Inhalt der Deutschlandfrage in keiner 
Weise gerecht wird, daß seine wiederholte 
Verwendung durch den Bundeskanzler und 
andere Mitglieder der Bundesregierung einer 
Abwertung des Problems der — gegen den 
Willen unseres Volkes erfolgten — gewalt- 
samen Spaltung Deutschlands gleichkommt, 
und daher aus Gründen unserer nationalen 
Selbstachtung vermieden werden sollte? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereidi des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 

Wohlrabe 


(CDU/CSU) 


2. Abgeordneter 
Wohlrabe 
(CDU/CSU) 


3. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


4. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


5. Abgeordneter 

Dr. Mertes 
(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


6. Abgeordneter 

Dr. Mertes 
(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die am 4. Septem- 
ber 1973 von Bundesminister Egon Bahr in 
Berlin geäußerte Meinung, daß die anhaltende 
Kampagne des Ostblocks gegen die Bindungen 
Berlins an den Bund eine Folge der Urlaubs- 
zeit in Moskau sei? 

Welche Tatsachen kann die Bundesregierung 
bekanntgeben, aus denen hervorgeht, daß die 
seinerzeit zwischen Bundeskanzler Brandt und 
Breschnew ausgehandelte Formel von der 
„strikten Einhaltung" und „vollen Anwen- 
dung" des Vier-Mächte-Abkommens. über Ber- 
lin nunmehr zur Alltagspraxis der sowjeti- 
schen Politik gehört? * 

Welche Regelungen hinsichtlich der konsula- 
rischen Vertretung Westberlins durch die Bot- 
schaft der Bundesrepublik Deutschland in War- 
schau und umgekehrt, insbesondere im Zusam- 
menhang mit Rechtshilfeersuchen West-Berli- 
ner Gerichte wurden mit der Volksrepublik 
Polen aus Anlaß der Aufnahme diplomatischer 
und konsularischer Beziehungen getroffen? 

Aus welchen Gründen erkennt die polnische 
Regierung die Zuerkennung der deutschen 
Staatsangehörigkeit auf Grund der Verord- 
nung vom 4. März 1941 durch Eintragung in 
die Volksliste nicht an? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Fest- 
stellung des schwedischen Ministers für Abrü- 
stungsfragen, Frau Alva Myrdal, auf der Gen- 
fer Abrüstungskonferenz aus Anlaß des 10. 
Jahrestages des Moskauer Teststop Vertrages 
vom 5. August 1963, die beiden Kemwaffen- 
großmächte UdSSR und USA hätten Wortbruch 
begangen, indem sie das vor zehn Jahren bei 
der Unterzeichnung gegebene Versprechen 
nicht eingelöst hätten, dieser Vertrag über das 
Verbot von Kernwaffenversuchen in der At- 
mosphäre, im Weltraum und unter Wasser 
werde bald auch die Einstellung der unterirdi- 
schen Kernwaffenversuche nach sich ziehen, 
und welche konkreten diplomatischen Schritte 
gedenkt sie auf Grund dieser Beurteilung zu 
unternehmen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
sage des mexikanischen Delegierten Garcia 
Robles auf der derzeitigen Genfer Abrüstungs- 
konferenz, die von den Großmächten aufge- 
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bauten Kernwaffenlager seien inzwischen so 
vermehrt worden, daß heute eine Sprengkraft 
von 15 Tonnen TNT zur Tötung eines jeden 
Menschen auf der Erde vorhanden sei, und 
den Fortgang der nuklearen Aufrüstung (d. h. 
der vertikalen Proliferation) der beiden Su- 
permächte überhaupt, nachdem diese die 
grundlegenden Artikel I und II des Vertrages 
über die Nichtverbreitung von Kernwaffen 
vom 1. Juli 1968 (d. h. das Verbot der horizon- 
talen Proliferation) unter sich als unabänder- 
lich ausgehandelt und anschließend von den 
Nichtkernwaffenstaaten als einseitige, umfas- 
sende und immerwährende Verzichtsleistung 
gefordert haben, ohne jedoch ihrerseits die 
Forderung der einschlägigen UNO-Entschlie- 
ßung vom 23. November 1965 zu erfüllen, 
wonach ein Vertrag über die Nichtverbreitung 
von Kernwaffen „ein annehmbares Gleichge- 
wicht von gegenseitigen Verantwortlichkeiten 
und Pflichten der Kernwaffenmächte und der 
Nichtkernwaffenmächte verwirklichen müsse", 
und welche konkreten diplomatischen Schritte 
gedenkt sie auf Grund dieser Beurteilung zu 
unternehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


7. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, in Angleichung 
an die Gehälter in der freien Wirtschaft den 
Zeit- und Berufssoldaten als Weihnachtsgeld 
ein 13. Monatsgehalt auszuzahlen (bisher nur 
66 2 /s°/o) und damit gleichlaufend den Wehr- 
pflichtigen ein Weihnachtsgeld in Höhe eines 
Wehrsoldes (bisher 125 DM) zu zahlen, wenn 
nicht, mit welcher Begründung? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


8. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung, der zuständige Mini- 
ster oder ein von diesem Beauftragter dem 
Bundesanwalt Siegfried Buback Weisung er- 
teilt noch während der Zeit, in der der parla- 
mentarische Untersuchungsausschuß (Steiner- 
Wienand) tätig war, den ehemaligen Abge- 
ordneten Steiner zweitägigen Verhören zu 
unterziehen, und in welcher Art und mit wel- 
cher Dauer haben diese Verhöre stattgefun- 
den? 


9. Abgeordneter 

Biehle 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
noch von einer wirksamen Strafverfolgung 
gesprochen werden kann, wenn ein Demon- 
strationsdelikt aus dem Mai 1971 erst am 
5. September 1973 zur Verhandlung kommt 
und eine Aufklärung nicht möglich ist, weil 
sich Zeugen nach so langer Zeit an Einzel- 
heiten nicht mehr erinnern konnten, und wel- 
che Folgerung wird sie daraus ziehen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


10. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


In welcher Weise gedenkt die Bundesre- 
gierung die Zusage des Parlamentarischen 
Staatssekretärs Rosenthal vom 10. März 1971 
im Deutschen Bundestag zu verwirklichen, 
nachdem nunmehr auch durch die Presse (vgl. 
FAZ und „Blick durch die Wirtschaft" vom 
9. August 1973 Nr. 183) darauf hingewiesen 
worden ist, daß die Tätigkeit des Deutschen 
Normenausschusses DNA durch steigende De- 
fizite in Gefahr zu geraten droht? 


11. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Welche fach- und projektbezogenen Etatmittel 
können darüber hinaus für Normungsarbeiten 
auf deutscher, europäischer und internationa- 
ler Ebene von den Bundesministerien, insbe- 
sondere auch auf den Gebieten des Verbrau- 
dierschutzes, des Handwerks, der mittel- und 
Kleinbetriebe, des Umweltschutzes, der Ein- 
führung der DIN-Normen in den Unterricht 
und im Verkehrsministerium für die Bundes- 
bahn, im Postministerium für das posttechni- 
sche und fernmeldetechnische Zentralamt so- 
wie für die Mitgliedsbeiträge an CEN und ISO 
und zur Finanzierung der Übernahme allge- 
meiner, für die Bundesrepublik Deutschland 
wichtiger ISO-Sekretariate bereitgestellt wer- 
den? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


12. Abgeordneter 

Blank 


(SPD) 


Trifft es zu, daß sich der Bezirksausschuß von 
München-Neuhausen gegen den Standort Neu- 
hausen für die geplante Bundeswehr-Hoch- 
schule ausgesprochen hat und aufgrund dieser 
Entscheidung vom Verteidigungsministerium 
ein anderer Standort ausgewählt worden ist? 


13. Abgeordneter 

Blank 


(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Gründungsausschusses, daß mit der Verlegung 
der Bundeswehr-Hochschule nach Neubiberg 
die Zusammenarbeit mit anderen Hochschulen 
behindert und damit die Konzeption einer of- 
fenen Hochschule gefährdet ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


14. Abgeordneter 


Walkhoff 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung Pläne bekannt, nach 
denen zwischen Münster und Hiltrup eine 
autobahnähnliche Umgehungsstraße errichtet 
werden soll? 
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15. Abgeordneter 

Walkhoff 

(SPD) 


16. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


17. Abgeordneter 
Dr. Kliesing 

(CDU/CSU) 


18. Abgeordneter 

Dr. Wiehert 

(SPD) 


19. Abgeordneter 

Immer 

(SPD) 


20. Abgeordneter 
Immer 
(SPD) 


21. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


22, Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Wenn ja, trifft es zu, daß die Realisierung sol- 
cher Pläne zu einer starken Lärmbelästigung 
des münsterschen Stadtteils Berg Fidel, der 
Gemeinden Angelmodde und Wolbeck und 
mehrerer Wohngebiete Hiltrups führen würde, 
und was gedenkt die Bundesregierung gege- 
benenfalls zur Vermeidung einer Lärmbelästi- 
gung zu tun? 

Wie ist der Stand der integrierten, d. h. alle 
Verkehrsträger umfassenden Verkehrsunter- 
suchung im Rhein-Main-Gebiet, und wann läßt 
sich übersehen, welche Auswirkungen sie für 
den Ausbau der Bundesstraßen der zukünfti- 
gen Verkehrsentwicklung im Rhein-Main-Ge- 
biet haben wird? 

Ist der Bundesminister für Verkehr bereit, zur 
Minderung der von der Autobahn A 14 aus- 
gehenden Lärmbelästigung, welche die Tole- 
ranzgrenzen erheblich überschreitet, im Be- 
reich des Ortsteils Swisttal-Miel beschleunigt 
eine ausreichende Bepflanzung mit schnell 
wachsenden Bäumen durchzuführen und einen 
einseitigen Lärmschutzzaun zu errichten? 

Hat die von der Deutschen Bundesbahn her- 
ausgegebene Pressemitteilung vom 30. August 
1973 mit der anhängenden Karte über den 
Verlauf der Neubaustrecke Hannover — Ge- 
münden zu bedeuten, daß eine Entscheidung 
der Deutschen Bundesbahn zugunsten der We- 
serstraße bereits gefallen ist? 

Treffen Aussagen des Ministeriums für Wirt- 
schaft und Verkehr von Rheinland-Pfalz zu, 
wonach mit dem Bau der 6-spurigen Rhein- 
brücke von Neuwied nach Weißenthurm im 
Jahre 1974 begonnen wird, oder welche Hin- 
dernisse stehen dem Baubeginn gegebenenfalls 
im Wege? 

Wie ist im Zusammenhang mit dem Bau der 
Rheinbrücke Neuwied/ Weißenthurm die An- 
bindung der Bundes-, Landes- und Kreisstra- 
ßen im Raum Neuwied gewährleistet, und 
welche Termine sind für Baubeginn und Fer- 
tigstellung dieser Bauvorhaben festgesetzt? 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach das Bun- 
desverkehr sministerium beabsichtigt, in ab- 
sehbarer Zeit auch das Anbringen von Dach- 
und Heckgepäckträgern oder Skihaltern an 
einem PKW als unzulässige Veränderungen 
eines Kraftfahrzeuges zu verbieten? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
aufgrund der prekären Verkehrsverhältnisse 
im Raum Trostberg den Ausbau des Teilstücks 
der B 299 neu von Garching nach Grabenstätt, 
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23. Abgeordneter 

Engelsberger 

(CDU/CSU) 


das in die 1. Dringlichkeitsstufe eingereiht ist, 
auch in den 1. Fünf-Jahres-Plan aufzunehmen 
und mit dem Ausbau umgehend zu beginnen? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
zur Behebung der schwierigen Verkehrssitua- 
tion in Traunreut besonders während des Be- 
rufsverkehrs sowohl die Personenbeförderung 
auf der Schiene wieder aufzunehmen, als auch 
den gesperrten Bahnübergang in der Muna- 
straße wieder zu öffnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


24. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung die Regelung der 
Wohnungsfürsorgerichtlinien des Bundes noch 
für zeitgemäß, nach welchen für einen allein- 
stehenden Bundesbediensteten als angemesse- 
ner Wohnraum grundsätzlich nur ein Zimmer 
anerkannt werden kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


25. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Betrachtet die Bundesregierung die Berlin- 
Bindung an die Bundesrepublik Deutschland 
immer noch als ausreichend gesichert, wie sie 
während der Beratungen über die Ostverträge 
immer wieder zugesichert wurde, nachdem 
insbesondere bei den Verhandlungen über den 
beiderseitigen Sport mit der DDR diese sich 
weigert, den Westberliner Sport dem Zustän- 
digkeitsbereich des Deutschen Sportbundes zu- 
zurechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


26. Abgeordnete 

Frau Dr. Walz 


(CDU/CSU) 


Welche Ergebnisse haben die Verhandlungen 
im Juli 1973 zwischen ESRO und der amerika- 
nischen Delegation betr. AEROSAT erbracht, 
und wie sehen die Alternativvorschläge für 
Luftverkehrssatelliten der ESRO aus? 


27. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Oetting 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, 
daß es unzulässig ist, wenn Geld versandfirmen 
in Bild und Text damit werben, daß das Geld 
durch die Bundespost ausgezahlt wird, da so 
der fälschliche Eindruck der Zusammenarbeit 
mit der Bundespost und der der Seriosität der 
Geldversandfirma beim Leser entstehen könn- 
te, und was gedenkt die Bundesregierung oder 
die Bundespost gegen derartige Praktiken zu 
unternehmen? 


Bonn, den 7. September 1973 
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